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Kläger und Revisiensbeklegtcn,

hat der 90 Senat des Bundessozialgeriehts auf die

mündliche Verhandlung vcm 28. August 1964, en der

mitgewirkt haten }

Senatspräsident Dr. W e i B
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. M a i s c h und

‘ Eundesrichter S c h i n d l e r
als weitere Eerufsrichter,

Bundessozialrichter Ir° T ö p f e r und

Bundeseozialrichter W e n z e 1
als ehrenamtliche Richter9

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Eeklegten wird das Urteil

des Lendeesezielgerichts Ncrdrhein—Westfelen vcm

3„ Januar 1962 abgeänderta

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des

Sozialgerichts Icrtmund von 230 Januar 1959 wird

zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Berufungs— und Kevi-

siensverfahrens sind nicht zu erstatten°

V o n R e e h t s w e g e n°
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Bei dem 1942 verwundeten Kläger wurde 1943 ein Granat—
splittersteckschuß im Herzbeutel als Körperschaden nach

dem Wehrmachtfürsorge— und —versorgungsgesetz (WFVG) an—

erkannt und Versehrtengeld nach Stufe II bewilligt„ Mit

Bescheid vom 80 November 1948 stellte die Landesversiche—

rungsanstalt (LVA) als damalige Versorgungsbehörde nach

amtsärztlicher Untersuchung Granatsplittersteckschuß im
Herzbeutel ohne organische Veränderungen als Gesundheits—

schädigung nach der Sozialversicherungsdirektive (SVD)

Nr° 27 fest und bewilligte Rente nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 v„H° In dem ohne ärztliche
Nachuntersuehung erlassenen Umanerkennungsbescheid vom "

260 März 1952 wurden Leidensbezeichnung und MdB übernommen

und die entsprechende Rente nach dem Bundesversorgungsgcsdtz

(BVG) gewährt° Im Mai 1955 ergab die versorgungsärztliche
Naehuntersuchung9 daß bei regelrechtem EKG Herz— und Kreis—

laufleistung vollkommen ausgeglichen waren; der Gutachter

bewertete die MdE unter Mitberücksichtigung einer gewissen

noch bestehenden psychischen Belastung mit 30 VDHo Mit den
auf diese Beurteilung gestützten Bescheid nach 5 62 BVG von

4» Oktober 1955 setzte das Versorgungsamt (VersorgA) die
MdB mit Wirkung vom 10 Dezember 1955 an auf 50 voH„ herabc

Auf den Widerspruch des Klägers erließ es mit Zustimmung

des Landesversorgungsamts (LVersorgA) den Berichtigungs—

bescheid vom 230 Juli 1957, durch den die Bescheide vom
80 November 1948, 260 März 1952 und die darauf beruhenden

Beseheide zur Neufeststellung der Ausgleichsrente vom 60

März 1954 und 31° Mai 1954 nach 5 41 dcs\Vcrwaltungsvcrfahu
rbnsgesetzes (VeerG) abgeändert wurden° Gleichzeitig half

es mit Bescheid vom 230 Juli 1957 dem Widerspruch insoweit

ab, als es den Bescheid vom 40 Oktober 1955 aufhob9 weil
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die Voraussetzungen des © 62 BVG nicht vorgelegen hätteno

Der Berichtigungsbescheid stellte fest? bereits im Bescheid

vom 80 November 1948 sei die MdB falsch eingeschätzt were
den‚ sie habe nur 30 VOHC betragen° Unter Beibehaltung

der früheren Leidensbezeichnung wurde die MdB auf 30 v„Ho

festgesetzto Der Bescheid enthält einen Verzicht auf die
Rückforderung der bis zum 300 November 1955 zu Unrecht
empfangenen Bezüge und den Hinweis? daß eine Nachzahlung

der Rente nach einer MdB um 50 V„Ho ab 10 Dezember 1955

nicht erfolgep weil der Kläger im Zeitpunkt der Zustellung

des Bescheides vom 40 Oktober 1955 gewußt habe9 daß ihm

eine Rente nur nach einer MdB um 30 VQH„ zustand° Der

Widerspruch wurde mit Bescheid vom 230 November 1957 zu—
rückgewiesen°

‘Das Sozialgericht (SG) wies nach Einholung eines inter—

nistischen Gutachtens mit Urteil vom 25° Januar 1959 die

Klage abo Auf die Berufung des Klägers änderte das Lan—

dessozialgericht (LSG) mit Urteil vom 30 Januar 1962 das

Urteil des SG dahin ab9 daß der Beklagte unter Änderung

der Bescheidc vom 230 Juli 1957 und 230 November 1957 ver—
urteilt wurde9 dem Kläger für die Zeit vom 10 Dezember 1955
bis zum 310 August 1957 Rente nach einer MdB um 50 v„Ho

zu zahlen„ Im übrigen wurde die Berufung zurückgewiesen°

Das LSG stellte auf Grund der ärztlichen Befunde und Gut—

achten fest, daß statt der bereits im Bescheid vom 80 No—
vember 1948 mit 50 VCHo bemessenen MdB ohne Zweifel nur

eine MdB von 30 voH° gerechtfertigt war und darum dieser

Bescheid.und die im Anschluß an ihn ergangenen Bescheide

in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht unrichtig ge—

wesen seien° Der Berichtigungsbescheid habe aber auf—

gehoben werden müssen? soweit er dem Kläger für die Zeit

vom 1„ Dezember 1955 bis zum 310 August 1957 Rente nach

einer MdB um 50 v°H„ versagt habe° Bis zum Ablauf des
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1

Monats, der auf die Zustellung des Berichtigungsbescheides

folge, somit bis zum 510 August 1957‚ habe der Kläger einen

Anspruch auf eine solche Rente9 denn der Bescheid vom 4[) Okn

tober 1955, der zu der Herabsetzung der MdB auf 30 voHo ge—
führt habe, sei mit dem Abhilfebescheid vom 230 Juli 1957

aufgehoben werden° Damit sei der Bescheid vom 260 März 1952
rechtsbeständig geblieben° Der Bescheid vom 40 Oktober 1955

könne auch keine mittelbarcn Auswirkungen zuungunsten des

Klägers habeno Es widerspreche der Gerechtigkeit, wenn der

Beklagte, nachdem er etwa 1 2/5 Jahre gezögert habe9 aus den

Vorhandensein des rechtswidrigen Bescheides vom 40 Oktober

1955 Vorteile ziehe° Von dem Kläger könne jedenfalls ein
Verzicht auf solche Bezüge nicht verlangt werden‚ deren Rück—

forderung nicht möglich gewesen wäre? wenn sie ordnungsge—

mäß zur Auszahlung gekommen wäreno Dieser Rechtsauffassung

stehe auch nicht die ex tunc—Wirkung der Berichtigung ent—

gegen‚ denn diese beschränke sich auf die Tatsache der un—

richtigen Feststellung° Zwar verbiete @ 47 Abso 5 VeerG
ausdrücklich nur die Rückforderung gewährter Leistungeno

Daraus könne aber nicht gefolgert werden? daß durch den Be—

richtigungsbescheid der Anspruch auf solche Bezüge ver"
nichtet werde, die zu Unrecht bereits vor Erlaß dieses Le—

scheides entzogen werden seien° Der Versorgung■cmpfänecrp

der auf die Richtigkeit des ihm erteilten Bescheides ver—

trauen dürfe, müsse jedenfalls bis zu dem Zeitpunkt des

Wirksamwerdens des Berichtigungsbescheides in seinen Ver—

trauen geschützt werden° Im Einklang mit den @@60 bis 62

BVG sei auch in der Verwaltungsvorschrift (VV) Nrp 10 zu
@ 41 VeerG bestimmt, daß die gewährte Versorgung nur mit

Wirkung für die Zukunft entzogen oder gemindert werden könneo

Das LSG ließ die Revision zu„

Mit der Revision rügt der Beklagte Verletzung des @ 41 VeerG°

Das LSG habe den Beklagten nicht verurteilen dürfen? die Hen—

te ungekürzt für die Zeit vom 10 Dezember 1955 bis zum 31°

_ 5 _
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August 1957 nach einer MdB um 50 VDH° zu zahleno Es habe
verkannt9 daß 5 41 VeerG nicht die Tatsache einer unrieh—

tigen Feststellung sondern die rückwirkende Aufhebung oder

Änderung von Beseheiden über Reehtsansprüche betreffe0 Das

LSG habe den Rentenansprueh daher nicht auf die Rechtsbe—

ständigkeit des durch die Berichtigung aufgehobenen Be—

seheides vom 26° März 1952 stützen könneno Der Neufest-

stellungsbescheid von 1955 habe im Ergebnis eine saehge—

rechte Regeluhg‚ aber eine unzutreffende Begründung ent—

halteno _Der Beklagte sei daher verpflichtet gewesen9 durch

Erlaß eines Berichtigungsbeseheides die Gewährung rechts—

widriger Rentenbezüge zu unterbindeno Der Versorgungsverw

waltung könne kein Vorwurf daraus gemacht werden‚ daß sich

die Berichtigung verzögert habe; sie sei nach dem Inkraft«

treten des @ 41 VeerG (10 April 1955) in den Jahren 1955

und 1956 mit der Erledigung von Berichtigungsfällen über—

lastet gewesen° Aus 5 47 Abs° 5 VeerG lasse sich nichts
für die Fälle herleiten9 in denen Versorgungsbezüge aus ir—

gend einem Grunde nicht gezahlt werden seieno Die VV Era

10 a? zu 5 41 VeerG sei gesetzwidrig9 wenn sie an der

Rückwirkung des Berichtigungsbeseheides etwas habe ändern

wollen; sie beziehe sich aber nur auf die laufenden Bezügeo

Der Vertrauenssehutz des Versorgungsempfängers sei durch

5 41 VeerG hinreichend gewährleistet° Der Beklagte habe

auch nicht den Eindruck erweckt‚ als ob er die Rechtsbe—

ständigkeit des Bescheides vom 260 März 1952 wiederher-

stellen wolle° Der Beklagte beantragt? das angefochtene

Urteil abzuändern und die Berufung des Klägers gegen das

Urteil des SG Dortmund vom 25° Januar 1959 in vollem Um—

fange zurückzuweisen° V

Der Kläger beantragt, die Revision als unbegründet zurück-

zuweisena Er hält das angefochtene Urteil für zutreffendo
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Die Revision ist nach 5 162 Abs° 1 Nro 1 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) statthaft; sie ist form— und fristgerecht

eingelegt und begründet werden (55 164, 166 SGG) und daher

zulässig° Sie ist auch begründeto V“ _

Streitig ist, ob der Beklagte berechtigt war, mit dem Be—

richtigungsbescheid vom 230 Juli 1957 rückwirkend zum 10 De-

_zember 1955 die Bezüge nach einer MdB um 50 voH„ herabzu—
setzen° Der Angriff der Revision richtet sich nicht gegen

die Feststellungen des LSG9 mit denen die Voraussetzungen

der Berichtigung nach 5 41 VeerG als erfüllt angesehen

wurden und in dem sich daraus ergebenden Umfang die Auf—

hebung der Bescheide vom 260 März 1952 und 80 August 1948

für rechtmäßig gehalten wurdeo‘ Da nur der Beklagte Revision

eingelegt hat, ist insoweit das Urteil des Berufungsge—

richts der Nachprüfung durch das Revisionsgericht entzogen°

Es bleibt aber zu prüfen‚ ob der Teil des Berichtigungsbe—

seheides, der die frühere Regelung durch eine neue ersetzt

hat, gesetzmäßig ist° Das war zu bejahen° Der Kläger hat

keinen Anspruch auf Zahlung der Rente nach einer MdB um

50 v°Ho über den 300 November 1955 hinaus° Das LSG verkennt

die rechtliche Tragweite der Berichtigung nach @ 41 VeerGg

wenn es ausführt, daß erst von der Zustellung des Berich—

tigungsbeseheides an sich finanzielle Nachteile für den Ver—

sorgungsberechtigten ergeben könnten° Diese Auffassung be—

ruht auf der Meinung, daß Versorgungsbezüge nur mit Wirkung

für die Zukunft entzogen werden könnten° Das Ziel des Be—

richtigungsbescheides ist aber nicht die Feststellung von

(rechtserheblichen) Tatsachen‚ sondern die Aufhebung von

Beseheiden in dem Umfange, in dem ihre tatsächliche und

rechtliche Unriehtigkeit festgestellt wirdo Demgemäß be—

darf es neben der Aufhebung des fehlerhaften Bescheides

einer neuen Regelung? die dazu bestimmt ist, die in dem
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aufgehobenen Bescheid getroffene Regelung durch eine neue?

der wirklichen Rechtslage entsprechende Regelung zu er—

setzen° Somit folgt aus der Aufhebung eines als von An—

fang an unriehtig festgestellten Bescheides die Notwendig—

keit der Neubegründung des Rechtsverhältnisses durch einen

Bescheid9 der an die Stelle des früheren tritt und damit

Rückwirkung auf den Zeitpunkt haben muß, in dem der frü—

here Bescheid erlassen werden ist„ Mit der Berichtigung

wird das Rechtsverhältnis der Beteiligten mit ex tune—

Hirkung auf eine andere Grundlage gestellt (Urteil des er—
kennenden Senats vom 290 November 1962 in SozR VeerG

® 41 Bla Ca 14 Nr„ 18 sowie Ca 5 Nr° 9 und Ca 17 Nro 22)0

Darum kann es für die Frage9 von wenn an die laufenden Be—

züge nicht mehr zustehen, nur auf den Zeitpunkt ankommen,

von dem an der frühere Bewilligungsbesehcid rcehtswirk—

sam zurückgenommen ist; denn von diesem Zeitpunkt an be—

steht entweder überhaupt kein Anspruch auf Rente mehr oder

nur noch ein Anspruch auf eine niedrigere Rente„ Die nach

diesem Zeitpunkt gewährten Bezüge werden damit — ganz oder

teilweise — zu Unrecht empfangene Leistungen LS° des © 47

VeerGo Das LSG hat sich für seine Rechtsauffassung über

den Beginn der Wirkung des Berichtigungsbeseheides zu Un—

recht auf die @@60 bis 62 BVG und 5 47 Abso 3 Nro 1 VeerG
gestützto Es hat nach 5 60 Abso 2 BVG aF den Ablauf des

Monats, der auf die Zustellung des Berichtigungsbeseheides

folgt‚ als den für die Entziehung oder Minderung der Rente

maßgebenden Zeitpunkt angeseheno @ 60 Abs" 2 BVG in der

Fassung vor dem 10 Neuordnungsgesetz hat Bescheiden, mit

denen die Rente wegen Herabsetzung des MdB—Grades gemin—

dert oder entzogen wird, Wirksamkeit nur für die Zukunft

beigelegt‚ weil dem Versorgungsberechtigten der Anspruch‚

der auf Grund des früheren Beseheides zu Recht bestanden

hat9 bis zu dem im Gesetz bestimmten Zeitpunkt erhalten

bleiben sollte° Uird jedoch durch eine Berichtigung der

_g_
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frühere Bescheid als von Anfang an rechtswidrig beseitigt_

und ihm damit die Rechtsgrundlage entzogen‚ so fehlt es
°

nicht nur für den auf die Zustellung des Berichtigungs—

bescheides folgenden Monat, sondern auch für die Vergangen—

heit an der durch @ 60 Abso 2 BVG aF geschützten Bestands—

wirkung des früheren Bescheides° Die Rechtsfolgen der

Berichtigung können somit nur unmittelbar aus 5 41 VeerG

hergeleitet werden (vglo auch BSG in SozR @ 41 VeerG Bl°

Ca 17/18 Nro 22)„ Diese Überlegung wird auch durch 5 47
Abs° 3 VeerG gestützto Die Rechtsfolgen, die sich ohne

diese Vorschrift aus der Anwendung des 5 41 VeerG ergeben

würden, werden unter den dort bestimmten Voraussetzungen?

zu denen die Gewährung der Leistungen gehört, einschränkt;

die Rückforderung gewährter Bezüge ist grundsätzlich9 dono

soweit die im Gesetz normierten Ausnahmen nicht zutreffen,

ausgeschlossen° Würde der Berichtigungsbescheid nur für

die Zukunft Rechtswirksamkeit erlangen können und somit

@ 60 Abs° 2 BVG aF anzuwenden sein9 hätte es der Vorsckrift

des 5 47 Abs„ 3 VeerG nicht bedurft° Der von dem ISC aus
5 47 Abs° 3 VeerG im Wege der Analogie abgeleitete allge—

‚meine Rechtsgedanke, daß der Berichtigungsbeschcid nicht '

in die Vergangenheit zurüekwirkc und daß darum die nach

früheren Bescheiden gerechtfertigten Leistungen zu erbrin—

gen seien, ist mit 5 41 VeerG und auch mit der in @ 47 Abs„

3 VeerG bestimmten Ausnahmeregclung nicht vereinbar° Auch

die VV Nro 10 zu 5 41 VeerG bringt nicht zum Ausdruck‚ daß

ein Berichtigungsbescheid für die Vergangenheit keine Wir—

kungen äußern könne (vgl° Urteil des Senats vom 29° Novem—

ber 1962 in SOZR @ 41 VeerG Bl° Ca 14 Nr„ 18)°

Im vorliegenden Fall ist zwischen dem Berichtigungsbescheid

vom 23° Juli 1957 und dem durch ihn aufgehobenen Bescheid

vom 260 März 1952 der Neufeststellungsbcscheid vom 40 Ok—

tober 1955 ergangen° Dieser Bescheid ist durch den zugleich

..9...
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init dem Berichtigungsbescheid erlassenen Abhilfebeseheid

vom 230 Juli 1957 aufgehoben werden° Das LSG hat den Be—
klagten für verpflichtet gehalten, bis zum 310 August 1957

Rente nach einer MdB um 50.V„H°
zu zahlen? weil die Auf—

hebung des Bescheides vom 40 Oktober 1955 die Rechtsbe—

ständigkeit des Bescheides vom 260 März 1952 wiederherge—

stellt habeo Es hat damit dem Berichtigungsbescheid keine
Rückwirkung beigelegt und Verkannt9 daß auch der Bescheid

vom 260 März 1952 als von Anfang an teilweise unrichtig
zurückgenommen war° Zwar war der Anwendung des Gesetzes

auf den Bescheid vom 260 März 1952 eine zeitliche Grenze

gesetzt? so daß er nur für die Zeit ab 1„ April 1955? dem

Tage des Inkrafttretens des Verwaltungsverfahrcnsgesetzes9

zurückgenommen bzwo abgeändert werden konnte (BSG in SozR

VeerG @ 41 Bi° Ca 3 Nro 9)° Aueh hatte der Beklagte in
dem Berichtigungsbescheid auf die Erstattung der bis zum

300 November 7955 zu Unrecht gewährten Bezüge verzichtet?

so daß für die Herabsetzung der MdB von diesem Zeitpunkt

auszugehen ist„ Vom 1° Dezember 1955 an war aber die

Rechtslage nicht anders zu beurteilen9 als wenn der von
Anfang an rechtswidrige Bescheid vom 260 März 19529 so—
weit er eine höhere MdB als 30 vaHo zusprach9 nicht er—
lassen worden wäre„ An dieser Rechtslage wurde durch die

Aufhebung des im Oktober 1955 erlassenen Neufcststellungs—
bescheides nichts geändert, jedenfalls wurde hierdurch

kein Anspruch auf Rente nach einer MdB um 50 V„Ho bis zum

51„ August 1957begründete ‘"

Dieser Anspruch läßt sich auch nicht auf den Vertrauens—

schutz, den die Rechtsordnung dem Versorgungsbereehtigten

gewährt‚ oder auf die Anwendung des Grundsatzes von Treu

und Glauben stützeno Die Berichtigung nach 5 41 VeerG be—
deutet eine gesetzlich zugelassene Durchbrechung der Be—

standskreft von Bewilligungsbeseheideno Das Gesetz selbst

'—1b';
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hat in der Regelung des @ 41 VeerG9 die durch 5 47 Abso
5 VeerG ergänzt ist‚ das allgemeine öffentliche Interesse,

fehlerhafte Bescheide über wiederkehrende Leistungen zu be—

seitigen, und das Interesse des Versorgungsberechtigten

an dem Schutz seines Vertrauens auf den Fortbestand der

Rentenbewilligung gegeneinander abgewogen (BSG 13, 229)„

Darum hat es die Berichtigung nur unter strengen Voraus—

setzungen zugelassen und in 5 47 VeerG das Recht auf Rück—

forderung überzogener Bezüge eingeschränkt° Daraus muß
zugleich entnommen werden‚ daß ein Anspruch auf Nachzahlung

nicht besteht, wenn die Zahlung — gleich aus welchen Grün—

den — bereits vor Erteilung des Berichtigungsbescheides'

eingestellt werden ist (vglc Urteil des erkennenden Senats

vom 290 November 1962 in SozR @ 41 VeerG Bla Ca 14 Nr° 18

und BSG Urteil vom 240 Oktober 1963 _ 8 RV 1097/60 —)0
Das Gesetz hat die Ausübung des Rechts zur Berichtigung

nach @ 41 VeerG nicht von der Einhaltung von Fristen ab—

hängig gemacht° Die sich aus der Rückwirkung ergebenden

Rechtsfolgen treten darum grundsätzlich auch dann ein9 wenn

der Erlaß des Bewilligungsbescheides durch Umstände, die

in den Verantwortungsbereich der Versorgungsbehörde fallen‚

verzögert wurde° Die Grundsätze des allgemeinen Verwal—

tungsrechts (BSG 89 11; 15‚ 81) sind insoweit nicht anzu—

wenden, weil sie durch © 41 VeerG ausgeschlossen sindo Das

bedeutet nicht‚ daß die Ausübung der Rechte aus den 55 41,

47 VeerG keinerlei Schranken unterworfen isto So hat das

Bundessozialgericht (BSG) wiederholt Grenzen für die Aus—

übung des Rechts der Versorgungsverwaltung auf Rückforde-

rung von Leistungen nach 5 47 Abso 2 VeerG festgestellt

(Urteil des erkennenden Senats in BSG 9, 48 und Urteil vom

170 April 1964 —10 RV 1299/61 —)„ Im vorliegenden Falle
handelt es sich hingegen nicht um die Rückforderung gewähr—

ter Leistungen‚sondern darum, ob dem Kläger bis zum Brlaß
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des Berichtigungsbescheides die Rente nachzuzahlen ist0

Für die Beurteilung, ob die Rechtsausübung durch die Be—

hörde unzulässig ist? bedeutet es aber einen erheblichen

Unterschied‚ ob tatsächlich gewährte Leistungen zurückge—

fordert werden oder ob sie auf Grund einer fiktiven Rechts—

lage nachgezahlt werden sollen9 als ob sie gerechtfer—

tigt wäreno @41 VeerG i„Vomo @47 Abs° 3 VeerG läßt
nur die Folgerung zu9 daß ein Anspruch auf nachträgliche .
Bntrichtung von Versorgungsbezügen nicht besteht9 wenn

der den Anspruch begründende Bescheid aufgehoben und die

Leistungen aus irgend einem Grunde bereits vor dem Erlaß

des Berichtigungsbescheides eingestellt wareno Zwar war

durch den zu Unrecht auf 5 62 BVG gestützten Bescheid vom

4° Oktober 1955 die Rente ab 10 Dezember 1955 nach einer

MdB um 30 voHo herabgesetzt werdeno Bis zum Brlaß des Be—

richtigungsbescheides stand aber nicht fest9 ob dieser

Bescheid lediglich aufgehoben werden würde und damit der

Anspruch auf eine Rente nach einer MdB um 50 VOHO wieder

entstehen werde oder ob es im Ergebnis bei der Herabset—

zung der Rente nach einer MdB um 30 VQHQ bleiben werde?

nämlich auf Grund einer in die Vergangenheit zurückwirken—

den Berichtigungo Wenn der Kläger mit der Aufhebung des

Bescheides vom 4° Oktober 1955 gerechnet und erwartet ha—

ben sollte, daß anschließend an die Aufhebung dieses Be—

scheides wieder Rente nach einer MdB um 50 v„Ho gezahlt

werden müßte‚ so hat der Beklagte nichts dazu beigetragen,

daß eine solche Meinung entstehen konnte° Nachdem sich

herausgestellt hat, daß der Bescheid vom 260 März 1952 eben—

so wie der Bescheid vom 40 Oktober 1955 nicht gerechtfer—

tigt war‚ kann der Kläger sich zur Begründung eines Ver—

trauensschutzes auf den Erlaß des.Bescheides v0m 26° März

1952 allein nicht berufen, um damit für die Vergangenheit

die Hechtswidrigkeit des Berichtigungsbeseheides darzutuno
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Die Weigerung des Beklagten, ab 1° Dezember 1955 Rente nach

einer MdB um 50 vcHo zu zahlen, ist darum keine unzulässige

Rechtsausübung°

Der
angefochtene Bescheid ist nach alledem rechtmäßig und

somit die Revision des Beklagten begründet (@ 170 Abso 2

Satz 1 SGG)° Das angefochtene Urteil mußte abgeändert und

die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts

in vollem Umfang zurückgewiesen werdeno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abso 1 SGG°
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